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 Agrarpolitik krisenfest gestalten! 

 

Sehr geehrte Agrarminister*innen und Senator*innen des Bundes und der Bundesländer,   

 

Die diesjährige Frühjahrs-Agrarminster*innenkonferenz (AMK) findet in einer Zeit statt, in der die 

Nachrichten voll mit Kriegen und Krisen sind. Welche Rolle muss die Agrarpolitik hier einnehmen? 

Aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL) eine zentrale! Viele und 

vielfältige landwirtschaftliche Betriebe und möglichst regionale Stoff- und Wirtschaftskreisläufe sind 

gerade in Zeiten globaler Krisen ein wichtiger Garant für Sicherheit und Unabhängigkeit. Die 

anstehende AMK adressiert in diesem Zusammenhang wichtige Themen - sei es die laufende und 

künftige Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU, die Düngepolitik, Patente und Koexistenz bei neuen 

Gentechniken oder der Umbau der Tierhaltung.  

 

Für die AbL ist bei all diesen Themen gleichermaßen klar, „Alter Wein in neuen Schläuchen“ wird 

weder den drängenden globalen Herausforderungen noch denen auf unseren Höfen gerecht. Weder 

das jahrzehntelange Ausbezahlen pauschaler Flächenprämien noch die Exportorientierung oder die 

technischen Heilsversprechen multinationaler Agrarkonzerne haben sich für die Mehrzahl der 

Bäuerinnen und Bauern in den letzten Jahrzehnten wirtschaftlich ausgezahlt. Mit der bäuerlichen 

Landwirtschaft geben auch die so wertvollen regionalen Stoff- und Wirtschaftskreisläufe verloren. 

Damit muss endlich Schluss sein. 

 

In Zeiten knapper Haushaltskassen muss es jetzt darum gehen, die bäuerliche Landwirtschaft mit 

vielen Höfen zu stärken und damit auch die Legitimation der Agrarpolitik gesellschaftlich sicher zu 

stellen. Das bedeutet genau jene Betriebe am Markt und in der Förderung zu unterstützen, die einen 

konkreten Beitrag zum Erreichen gesellschaftlicher Ziele leisten. Bäuerliches Wirtschaften unter 

besondere Berücksichtigung von Klima-, Umwelt- und Tierschutz muss sich endlich für uns 

Bäuerinnen und Bauern wirtschaftlich auszahlen. Gentechnikfreie Qualitätsmärkte sind zu schützen. 

Hierfür setzen wir bei der kommenden AMK auf Ihren Gestaltungswillen!  

Per Mail an:  
An die Agrarminister*innen und Senator*innen des 
Bundes und der Bundesländer 
  
An das Sektretariat der AMK 
 

AbL e.V.  

www.abl-ev.de 

Bahnhofstraße 31  

59065 Hamm 

 

Hamm, 13. März 2026 

http://www.abl-ev.de/
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Für die einzelnen Themenfelder bedeutet dies konkret: 

1. OMNIBUS-III-Paket der laufenden GAP: Grünland stärken statt Umbrechen! 

Der Erhalt von Grünland ist für den Umwelt-, Klima-, und Tierschutz sowie für attraktive 

Kulturlandschaften unverzichtbar. Die Beweidung von Grünland für ist für dessen Pflege besonders 

wertvoll. Erst durch die Implementierung des Grünlandschutzes in der GAP ist es gelungen, den 

Rückgang des Grünlandes in Deutschland und Europa zu stoppen. Fakt ist auch: die 

Grünlandwirtschaft und gerade die Weidehaltung zahlt sich für Bäuerinnen und Bauern wirtschaftlich 

vielfach nicht aus. Dies darf aber kein Grund dafür sein, Grünland vermehrt in Ackerland 

umzuwandeln, wie es im Zuge des OMNIBUS-III-Paketes vorgesehen ist. Die mangelnde 

Wirtschaftlichkeit vieler Grünlandbetriebe muss vielmehr Ansporn sein, diese wirtschaftlich stärker 

zu fördern als bisher und ihre Stellung am Markt zu verbessern. Dies muss im Zusammenhang mit der 

nationalen Umsetzung des OMNIBUS-III-Pakets, wie es innerhalb der kommenden AMK in den 

Tagesordnungspunkte 6 und 7 debattiert wird, folgendes bedeuten: 

• Die bisherigen Regelungen zum Erhalt des Grünlands dürfen nicht gelockert werden. 

Insbesondere die Schwelle für den Stopp von Umbruch-Genehmigungen nach § 8 

GAPKondG bei 4 Prozent Abnahme des Dauergrünlandanteils in einer Region ist 

beizubehalten. 

• Die Bundesländer dürfen die Lockerung des Grünlandschutzes in GLÖZ 1 auf EU-Ebene 

nicht zum Anlass nehmen, den Schutz von Dauergrünland auf Ebene der Bundesländer 

ebenfalls zu lockern. 

• Der mangelnden Wirtschaftlichkeit von Tierhaltung auf Grünland muss durch eine 

Ausweitung von Förderangebote (z.B. Öko-Regelung für die Weidehaltung von 

Milchkühen) und eine Stärkung von Bäuerinnen und Bauern am Markt (z.B. Keine 

nationalen Ausnahmen bei der kommenden Vertragspflicht) begegnet werden – nicht 

durch eine Ausweitung des Umbruchs.  

• Auch in der GAP ab 2028 muss auf EU-Ebene zwingend ein flächendeckender 

Grünlandschutz festgeschrieben werden. 

• Die Stichtagsregelung sollte umgesetzt werden, wenn sichergestellt wird, dass sich der 

Anteil des Grünlandes an der landwirtschaftlichen Nutzfläche nicht verringert. 

• Betriebe, die sich in Umstellung auf Öko-Landau befinden, dürfen keine Ausnahmen von 

GLÖZ-Standards – und insbesondere nicht im Grünlandschatz - erhalten. 

 

Die Hinweise und Forderungen der AbL zu den weiteren Beratungspunkten zur nationalen 

Umsetzung des OMNIBUS-III-Pakets (z.B. Kleinerzeugerregelung und GLÖZ 2) können der folgenden 

Stellungnahme entnommen werden: LINK. 

 

2. GAP und MFR nach 2027: Vorwärts gehen statt rückwärts rollen! 

Mit der Einführung der 2. Säule in den 90er Jahren, der zwischenzeitlichen Greeningprämie in der 

Förderperiode von 2013 bis 2020 und nun den Öko-Regelungen und der Konditionalität hat sich die 

GAP - zwar zaghaft aber dennoch stetig - in Richtung öffentliches Geld für öffentliche Leistungen 

weiterentwickelt. Der Vorschlag der Europäischem Kommission für die GAP nach 2027 bricht nun mit 

dieser Entwicklung - weil, anders als bisher, keinerlei Mindestbudgets für die Erbringung von 

Leistungen von Bäuerinnen und Bauern im Umwelt-, Klima und Tierschutz (zukünftig AUKA) mehr 

https://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Agrarpolitik/GAP/AbL_zur_nationalen_Umsetzung_des_3._GAP-Vereinfachungspaketes__OMNIBUS-III_.pdf
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vorgesehen sind. Sollte sich dieser Vorschlag durchsetzen, widerspricht dies nicht nur klar den 

Empfehlungen der Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL) zur Weiterentwicklung der GAP, es 

führt auch zu Wettbewerbsverzerrungen und einem europäischen Flickenteppich an Regelungen. 

Mehr noch: gerade diejenigen landwirtschaftlichen Betriebe, die bereits heute besonders 

ressourcenschonend wirtschaften und damit zu einer langfristigen Nahrungsmittelsicherheit 

beitragen, würden wirtschaftlich geschwächt. Nicht zuletzt steht die gesellschaftliche Legitimation 

der GAP gerade in Zeiten knapper öffentlicher Kassen stärker denn je unter Druck. Dies muss im 

Zusammenhang mit der Debatte zu den Tagesordnungspunkte 8, 9, 10,11 und 23 zur GAP und zum 

MFR nach 2027 bedeuten: 

• Für die Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA) ist ein eigenständiges Mindestbudget 

vorzusehen, welches den Umfang der aktuellen Förderperiode keinesfalls unterschreiten 

darf, sondern jährlich ansteigt. 

• Mindestens bei der Fruchtfolgegestaltung, beim Schutz von Dauergrünland, Mooren und 

Feuchtgebieten sowie der Bereitstellung von nicht produktiven Flächen muss es 

europaweit einheitliche Mindestvorgaben zur Ausgestaltung des „Farm Stewardship“ 

geben. 

• Die Benachteiligung der Agrarumwelt- und Klimaaktionen gegenüber der Basisprämie ist 

zu verhindern. Es ist notwendig, dass es auch weiterhin attraktive und wirksame 

Förderangebote im Bereich des Umwelt-, Klima- und Tierschutzes gibt, welche zu 100 

Prozent aus EU-Mitteln finanziert werden. 

• Die Kappung und Degression der Basisprämie muss umgesetzt und die freiwerdenden 

Mittel in die AUKA umverteilt werden. Die Weiterführung und der Ausbau der 

Umverteilungsprämie zur Förderung kleinerer und mittlerer Betriebe wird damit nicht 

ersetzt, sondern muss trotzdem umgesetzt werden. 

 

Die Hinweise und Forderungen der AbL zu den weiteren Beratungspunkten zur GAP und zum MFR 

nach 2027 (z.B. zur Ländlichen Entwicklung, zur Gemeinsamen Marktordnung oder zur Förderung des 

Generationenwechsels) können der folgenden Stellungnahme entnommen werden: LINK 

 

3. Marktkrisen endlich frühzeitig verhindern & Vertragspflicht ohne Ausnahmen umsetzen 

Die AbL begrüßt den Beschlussvorschlag des Landes Niedersachsen ausdrücklich, den derzeitigen 

katastrophalen Marktbedingungen im Milchsektor mit politischem Handeln entgegenzuwirken und 

damit die bäuerliche Milchviehhaltung zu sichern und zu stärken. Seit Monaten verschlechtert sich 

die Lage am Milchmarkt und derzeit sind keine fundamentalen Besserungen in Sicht. Daher weist die 

AbL explizit darauf hin, dass die Umsetzung des freiwilligen Lieferverzicht nach Art. 219 GMO bereits 

in vergangenen Milchkrisen wie im Jahr 2016 seine Wirksamkeit unter Beweis gestellt hat.  

 

Auch wenn die Bundesregierung bereits andeutet, dass sie dem am 05. März. 2026 gefassten 

Trilogergebnis zur Reform der Gemeinsamen Marktordnung (GMO) im EU-Rat nicht zustimmen wird, 

geht die AbL davon aus, dass die im Grundsatz beschlossene allgemeine Vertragspflicht EU-weit 

kommen wird. Dies begrüßt die AbL als ersten wichtigen Schritt zur Verbesserung der Marktstellung 

von Bäuerinnen und Bauern. Diesem müssen gleichwohl weitere folgen. 

http://www.verbaende-plattform.de/fileadmin/Dokumente_u._Grafiken/Stellungnahmen/2025-11_Notwendige_Nachbesserungen_der_Vorschläge_der_EU-Kommission_für_die_GAP_nach_2027.pdf
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Klar ist aber auch: das Trilogergebnis ist noch weiterzuentwickeln. Im Milchsektor sieht der 

Kompromiss eine Möglichkeit vor, die es Mitgliedstaaten erlaubt, Revisionsklauseln und Preis-

Indikatoren nicht anzuwenden. Zudem sind für deren Anwendung - nach allem, was bekannt ist - 

offenbar sehr lange Vertragslaufzeiten eine Grundvoraussetzung. Genossenschaften sind im 

Milchsektor nach den neuen Regeln von der Vertragspflicht ausgenommen, obwohl ihre Satzungen 

nicht automatisch zu transparenter Preisbildung oder demokratischer Teilhabe führen. Und: für die 

Vertragspflicht für die Sektoren außerhalb der Milchwirtschaft haben die Mitgliedstaaten eine 

generelle opt-out Möglichkeit. Die AbL fordert die AMK im Zusammenhang mit der 

Tagesordnungspunkt 18 auf, zu beschließen, dass: 

• Sich die Bundesregierung auf EU-Ebene dafür einsetzt, dass auf EU-Eben schnellstmöglich 

der freiwillige Lieferverzicht nach Art. 219 GMO umgesetzt wird. 

• Die Bundesregierung dem Trilogergebnis zur Reform der GMO im EU-Rat zustimmt und 

die allg. Vertragspflicht ohne Ausnahmen und nationale Sonderwege umsetzt.  

• Die Bundesregierung sich auf Basis der GMO-Reform auf EU-Ebene dafür stark macht 

demokratischere Entscheidungsprozesse auch in Milchgenossenschaften sicher zu stellen. 

Sie muss einzufordern, dass Genossenschaften ihren Lieferant*innen vorab 

Preisinformation zukommen lassen müssen. Zielt ist, dass alle Betriebe innerhalb der 

Genossenschaften ebenfalls sichere und transparente Lieferbedingungen vorfinden. 

 

4. Patente verbieten! 

Für Bäuer*innen und Züchter*innen sind Patente eine der zentralen Fragen für die Sicherung unserer 

Lebensgrundlagen. Patente behindern die freie und unabhängige Züchtungsarbeit, da sie den Zugang 

zu Saatgut und genetischen Ressourcen erheblich einschränken oder blockieren. Damit behindern 

Patente Innovationen und führen zu großen Rechtsunsicherheiten bei den Züchter*innen. Deshalb 

begrüßt die AbL, dass die AMK einen Beschluss fassen will, der über die EU-Biopatent-Richtlinie 

möglichst weitgehende Verbote der Patentierbarkeit erreichen und zusätzlich die Reichweite von 

Patenten einschränken will. Ziel muss es sein, dass der volle Züchtervorbehalt und das 

Landwirteprivileg gelten. Die AbL fordert die AMK auf:  

• der Beschlussvorlage aus Mecklenburg-Vorpommern zuzustimmen und zu ergänzen. 

• die Bundesregierung aufzufordern, dass sie sich auf EU-Ebene für ein grundsätzliches Verbot 

von Patenten auf Pflanzen, Saatgut oder natürlichem genetischen Material einsetzt, 

unabhängig davon, ob diese mit Neuen Gentechniken, ungerichteter Mutagenese oder mit 

konventionellen Züchtungsverfahren entwickelt wurden. 

Die ausführlichen Änderungsvorschläge zum Beschlussvorschlag aus Mecklenburg-Vorpommern 

finden Sie hier (Link).  

 

5. Gentechnikfreie Märkte sichern! 

Die gentechnikfreie konventionelle und ökologische Land- und Lebensmittelwirtschaft ist durch das 

Trilogergebnis weiterhin bedroht.  Dabei bedient sie wertvolle europäische Qualitätsmärkte, die es zu 

erhalten gilt. Für Bäuer*innen und Züchter*innen sind verbindliche, praxisgerechte und wirksame 

Regelungen zur Koexistenz und zu Nachweisverfahren zu schaffen, und zwar für alle NGT-Pflanzen. 

Auch diesen Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern unterstützt die AbL. ergänzend zum 

Beschlussvorschlag, fordert sie die AMK auf zu beschließen:  

https://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Gentechnikfrei/Stellungnahme_zu_Patenten_und_Koexistenz_der_AbL_und_IG_Nachbau_TOP_24_der_AMK_März_2026_13.03.2026.pdf
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• Die Regelungen zu Koexistenz (also Schutzmöglichkeiten vor Verunreinigungen wie 

Standortregister und Abstandsregelungen) und Opt/Out (also der Möglichkeit von 

Mitgliedstaaten NGTs im Hoheitsgebiet oder in Regionen zu verbieten) müssen auch für NGT-

1 etabliert werden - und zwar für alle gentechnikfrei Wirtschaftenden, konventionell und Bio.  

• Die in Deutschland bestehenden Haftungsregelungen der verschuldensunabhängigen und 

gesamtschuldnerischen Haftung müssen auch für NGT-1 Bestand haben.  

• Verpflichtende Nachweisverfahren durch die Inverkehrbringer sind auch bei NGT-1 

notwendig, um die Lasten gerecht zu verteilen und nicht einseitig dem gentechnikfreien 

Sektor aufzubürden. Zudem sind sie technisch möglich.  

• Damit die Verbraucher:innen auch weiterhin selbstbestimmte Entscheidungen treffen können, 

ist die Kennzeichnungspflicht bis zum Endprodukt auch für NGT-1 umzusetzen.  

 

Die ausführlichen Änderungsvorschläge zum Beschlussvorschlag aus Mecklenburg-Vorpommern 

finden Sie hier (Link). Hier finden Sie ein gemeinsames Positionspapier zur Sicherung der 

gentechnikfreien Erzeugung und des Vorsorgeprinzips. Link.  

 

6. Verursachergerechtigkeit endlich umsetzen! 

Auch wenn viele Bundesländer die Vorschriften für die Roten Gebiete aufgehoben haben, bleiben 

nach wie vor insbesondere in diesen Regionen die Bäuerinnen und Bauern erhebliche 

Unsicherheiten. Von Seiten der Bundesregierung liegt bislang kein konkreter Vorschlag für eine 

effektive und gerechte Düngepolitik vor, die Bundesländer werden von der Bundesregierung 

weitgehend alleingelassen. Die notwendige Lösung ist jedoch seit Langem bekannt: Anstatt einem 

„weiter so“ in der Düngepolitik mit weiterem hin und her braucht es endlich eine wirksame und 

gerechte Düngepolitik anstelle des ungerechten Systems des Roten Gebieten. Dies kann nur durch 

eine einzelbetriebliche Betrachtung der Nährstoffeffizienz erfolgen. Die AMK muss diesen Ansatz 

jetzt endlich aufgreifen und bürokratiearm im Sinne der ZKL umsetzen. 

 

Positiv bewertet die AbL den Teil des Vorschlags aus Bayern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-

Anhalt, der die Entwicklung eines bundesweiten Systems jenseits von Roten und Gelben Gebieten auf 

Basis einzelbetrieblicher Daten sowie die Befreiung von weiteren Auflagen vorsieht. Eine alleinige 

Meldepflicht für Nährstoffzufuhren mit Obergrenzen greift jedoch zu kurz. Die Erfassung sowohl der 

Zufuhren als auch der Abfuhren ist unerlässlich. Daher muss die Meldung von Ernte- und 

Tierbestandsdaten Bestandteil des Konzepts sein. Die Werte für die Obergrenzen müssen zudem 

wissenschaftlich geprüft werden und wirksam zur Verbesserung des Gewässer- und Klimaschutz 

beitragen. Die vorgeschlagene Obergrenze (aktuelle Bedarfswerten der angebauten Kulturen) ist 

dementsprechend nicht zielführend. Im Kern des Systems sollten Anreize und Erleichterungen mit 

der Stickstoffeffizienz der einzelnen Betriebe verknüpft werden. Betriebe, deren Bilanzergebnisse 

unter diesen Obergrenzen sind, bzw. aufgrund ihrer Betriebsdaten kein Risiko darstellen, müssen für 

die Erbringung dieser Gemeinwohlleistung honoriert werden.  

Darüber hinaus unterstreicht die AbL die Notwendigkeit, dieses Instrument mit übergreifenden 

Klima- und Wasserschutzmaßnahmen zu flankieren, insbesondere durch eine Obergrenze von 

maximal 2 Großvieheinheiten pro Hektar für eine flächengebundene Tierhaltung. Die AbL fordert die 

AMK daher auf, in TOP 20 zu folgenden Beschlüssen zu kommen:  

https://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Gentechnikfrei/Stellungnahme_zu_Patenten_und_Koexistenz_der_AbL_und_IG_Nachbau_TOP_24_der_AMK_März_2026_13.03.2026.pdf
https://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Gentechnikfrei/Gemeinsames_Positionspapier_der_AbL__BDM__IGN_und_KLB_Neue_Gentechniken_strikt_regulieren_9.01.2025.pdf
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• dass es eine grundsätzliche Überarbeitung des DüngeG im Sinne des Verursacherprinzips 

bedarf.  

• dass eine einzelbetriebliche Betrachtung der Nährstoffeffizienz als Kern des zukünftigen 

Systems statt pauschaler Regelungen über Rote und Gelbe Gebiete eingeführt wird. Die muss 

zur vollständigen Erfassung von Nährstoffzufuhren und -abfuhren auf Betriebsebene für alle 

Betriebe führen.  

• dass wissenschaftlich geprüfte und wirksame Obergrenzen, die tatsächlich zum Umwelt- und 

Wasserschutz beitragen, eingeführt werden. Diese Obergrenzen müssen mit einem 

Anreizsystem verknüpft werden.  

• das System muss praktikabel und bürokratiearm umgesetzt werden im Sinne der ZKL.  

• dass flankierende Umweltschutzmaßnahmen mitgedacht werden, wie eine Obergrenze von 2 

GVE/ha zur Sicherstellung einer flächengebundenen Tierhaltung.  

 

7. Umbau Tierhaltung muss kommen! 

Bezüglich des Tierhaltungskennzeichnungsgesetz ist es dringend erforderlich, dass die Politik ins 

Arbeiten kommt. Das Gesetz muss am 1. Januar 2027 verlässlich starten. Die Zeit ist zu nutzen, die 

notwendigen Verbesserungen für eine konsistente Kennzeichnung der Tierhaltung in den Stufen 

vorzunehmen. Ein Downgrading muss ermöglicht werden und der Umgang mit ausländischer Ware 

eingearbeitet werden. Die Außer-Haus-Verpflegung muss mit aufgenommen werden und die 

Kennzeichnung für Verbraucher*innen gut erkennbar sein. Ebenfalls muss die Sauenhaltung  

dringend in die staatliche Kennzeichnung mit aufgenommen werden. Es darf keinen Abbau der 

Standards bei den Tierhaltungskriterien geben, die Stufen müssen zueinander und zu etablierten 

Vermarktungskanälen passen. Der Prozess darf keinesfalls zeitlich verschleppt werden, sonst laufen 

wir Gefahr, dass auch diese Ankündigung nicht eingehalten wird, zumal auch der europäische 

Notifizierungsprozess durchlaufen werden muss. Wird die Kennzeichnung gut weiterentwickelt, dann 

stärkt es die Wirtschaftlichkeit unserer Betriebe und die diese bekommen endlich die dringend 

benötigte Planungssicherheit. Die vorzeitige Beendigung des Bundesprogramms Umbau der 

Tierhaltung ist ein herber Vertrauensverlust für die Betriebe und gefährdet massiv den 

Umbauprozess. Die AbL fordert daher die AMK auf: 

• Die Bundesregierung aufzufordern, die Kürzung des BUT ist wieder zurückzunehmen.  

• Die Sauenhaltung hat eine besondere Dringlichkeit, deshalb ist ein bundesweites 

Sonderförderprogramm notwendig, insbesondere zur verlässlichen und langfristigen 

Förderung der laufenden höheren Mehrkosten. 

• Das THKG stringent weiterzuentwickeln gemäß der o.g. Kriterien 

  

Wir freuen uns auf einen konstruktiven Austausch im Vorfeld der AMK und werden einzelne Aspekte 

auch im Verbändegespräch am 19. März adressieren. Für Anregungen und Rückfragen stehen wir 

jederzeit gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen,  

Claudia Gerster (Bundesvorsitzende) und Martin Schulz (Bundesvorsitzender) 

 

               


